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AKTUELL 

Koppelung der Ausgaben 
an Wirtschaftswachstum 

Bern (AP) Das Ausgabenwachs­
tum des Bundes soll an das Wirt­
schaftswachstum gekoppelt werden. 
De r  Nationalrat hat am Donnerstag 
gegen den Willen von Bundesrat 
Otto Stich eine entsprechende Mo­
tion der  LdU/EVP-Fraktion teilwei­
se überwiesen. Gemäss dem Mo­
tionstext dürfen die Ausgaben des 
Bundes prozentual nicht stärker an­
steigen als das Bruttoinlandprodukt 
im Durchschnitt der  letzten vier Jah­
re. Diese Koppelung von Ausgaben 
an das Wachstum werde immer mehr 
zu einem anerkannten ökonomi­
schen Grundsatz, sagte Franz Jaeger 
(LdU/SG). Bundesrat Ot to  Stich be­
fürchtete dagegen, dass dem Bund 
mit diesem Vorstoss ein zu enges 
Korsett angelegt werde. 

Ständerat bekämpft 
Jugendarbeitslosigkeit 

Bern (AP) Der  Ständerat konzen­
triert die Massnahmen gegen die Ar­
beitslosigkeit auf die unter 25jähri-
gen. Damit kommt e r  bei der  Revi­
sion des Arbeitslosenversicherungs­
gesetzes (Avig) den Kantonen stark 
entgegen. Gegenüber der  national-
rätlichen Version müssen sie nur 
noch 15 000 statt 66 000 Beschäfti­
gungsplätze schaffen. 

Börsengesetz verzögert 
sich weiter 

Bern (AP) Die Verabschiedung 
des Börsengesetzes verzögert sich 
weiter. Der  Nationalrat hat am Don­
nerstag die Vorlage gegen den Willen 
von Bundesrat Otto Stich für eine 
Detailabklärung bezüglich Ange­
botspflicht an die vorberatende 
Kommission zurückgewiesen. 

De r  Nationalrat und der Ständerat 
haben sich bereits je zwei Mal mit 
dem Börsengesetz befasst, welches 
der Bundesrat bereits im Februar 
1993 vorgelegt hat. Auf  Antrag von 
Theo Fischer (CVP/LU) beschloss 
der  Rat, die Vorlage nun nochmals 
an die Kommission für Wirtschaft 
und Abgaben (WAK) zurückzuwei­
sen. 

Strassengelder sollen 
nicht verzinst werden 

Bern (AP) Die in die Strassen-
kasse fliessenden zweckgebundenen 
Mittel sollen nicht zu Lasten der  all­
gemeinen Bundeskasse verzinst wer­
den. De r  Nationalrat hat am Mitt­
woch eine Motion von Ulrich Fischer 
(FDP/AG), die die Verzinsung gefor­
dert  hatte, ganz knapp mit 58 gegen 
57 Stimmen verworfen. Es entspre­
che dem Gebot der  Transparenz, 
wenn die Mittel in der  Strassenkasse 
verzinst würden und die ganze Stras-
senrechnung aus der allgemeinen 
Rechnung des Bundes ausgegliedert 
werde, sagte Fischer. 
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75 Jahre Arbeitnehmerverband: Feiern statt Konfrontation 
Der Liechtensteinische Arbeitnehmerverband (LANV) beging das Jubiläum seines 75jährigen Bestehens am Gründungsort: «Adler» in Vaduz 

(G.M.) - Der Liechtensteinische Ar­
beitnehmerverband (LANV), die einzige 
gewerkschaftliche Organisation im Für­
stentum Liechtenstein, feierte am Don­
nerstag das 75jährige Bestehen. Für die 
Feierstunde kehrte der Arbeitnehmer­
verband an jenen Ort zurück, in den 
«Adler» in Vaduz, wo am 2. Februar 1920 
rund 250 Arbeiter den Verband gegrün­
det hatten. Seither hat sich nicht nur ein 
wirtschaftlicher, sondern auch ein gesell­
schaftlicher Wandel vollzogen: Bei der 
Gründung waren die Arbeiterinnen nur 
eine Randerscheinung und mussten le­
diglich die Hälfte des Beitrages bezah­
len. Heute steht mit Alice Fehr eine Frau 
an der Spitze des Verbandes. 

Die Gründungsmitglieder wiesen dem 
Verband nicht nur die Aufgabe zu, die 
«wirtschaftlichen Interessen seiner Mit­
glieder» zu vertreten, sondern hatten 
noch weitergehende Zielsetzungen im 
Auge: Die Lebenshaltung der Verbands-
mitglieder sollte «auf eine möglichst mo­
ralisch hohe Stufe» gebracht und ihnen 
«dauernd einen menschenwürdigen A n ­
teil an den  Errungenschaften der Kultur 
gesichert» werden. Seit der Neufassung 
der Statuten und der  gleichzeitigen Um-
benennung in «Liechtensteinischer Ar ­
beitnehmerverband» im Jahre 1970 lau­
tet die Zweckbestimmung etwas weniger 
anspruchsvoll mit «Wahrung und Förde­
rung de r  geistigen, sozialen und materiel­
len Interessen». Ausdrücklich wird in den 
Statuten auch festgehalten, dass es sich 
beim Arbeitnehmerverband um einen 
«ideellen Verein» handle - in Klammer 
wurde beigefügt «gewerkschaftlicher 
Verband». 

Umgekehrte Arbeitsmarktsituation 
Bei seiner Rückschau auf die vergan­

genen 75 Jahre Verbandstätigkeit sieht 

Feier zum 75jährigen Bestehen des Liechtensteinischen Arbeitnehmerverbandes (LANV)  im Gasthaus «Adler» in Vaduz, wo 1920 
die Gründungsfeier des Verbandes stattgefunden hat. A m  Rednerpult LANV-Präsidentin Alice Fehr. L inks  der frühere Präsident 
Johann Beck, rechts Sekretär Albert Jehle und Vizepräsident Peter Hoop. (Bild: Alfons Kieber) 

sich der  Arbeitnehmerverband heute mit 
einer genau umgekehrten Lage am Ar ­
beitsmarkt konfrontiert. Nach den  Ent­
behrungen des Ersten Weltkriegs forder­
ten Arbeitervertreter bei der  Gründung 
nicht nur eine Verbesserung der Arbeits­
und Lohnbedingungen sowie den  Aufbau 
von Sozialeinrichtungen, sondern auch 
die Schaffung einer demokratischen Ver­
fassung für das Fürstentum Liechten­

stein und den Abschluss eines Zollver­
trages mit der  Schweiz. Viele liechten­
steinische Arbeiter waren mangels Ar­
beit im eigenen Land als Wander- und 
Saisonarbeiter in der Schweiz tätig gewe­
sen und hatten die Gewerkschaftsbewe­
gung im Nachbarland kennengelernt. 

Die damalige Forderung nach Schaf­
fung von Arbeitsplätzen im Heimatland 
erfüllte sich erst mit dem wirtschaft­

lichen Aufschwung nach dem Zweiten 
Weltkrieg, jedoch in einer Weise, die dem 
LANV in den vergangenen Jahren zu­
nehmend Sorgen bereitete. Mit dem 
Schlagwort «Überfremdung am Arbeits­
platz» machte de r  Verband au f  die Situa­
tion aufmerksam, dass die Arbeitsplätze 
in Liechtenstein zu mehr  als 60 Prozent 
von ausländischen Arbeitnehmern - als 

(Fortsetzung a u f  Seite 3 )  

Beratungen über Hochschulabkommen 
Über Anerkennung von Zeugnissen und akademischen Graden 

(pafl) - Ende März wird eine Ge­
mischte Expertenkommission in Vaduz 
zusammenkommen, um einen Entwurf 
zum «Abkommen zwischen der Repu­
blik Österreich und dem Fürstentum 
Liechtenstein über Gleichwertigkeiten 
im Bereich der Reifezeugnisse und des 
Hochschulwesens» zu beraten. 

Die Regierung hat Guido Wolfinger, 
Schulamtsvorstand, Dr. Norbert Marxer, 
Leiter des Rechtsdienstes, und Franz 
Messner, Leiter Abteilung Mittel- und 
Hochschulwesen, als Mitglieder de r  
Gemischten Expertenkommission be­
stimmt. Vor de r  Beratung durch die Ex­
pertenkommission soll der  Abkommens­
entwurf vom Rechtsdienst überprüft 
werden. Zwischen Liechtenstein und 

Österreich bestehen verschiedene A b ­
kommen über die Gleichwertigkeit von 
Zeugnissen, Studien und akademischen 
Graden. Im Anschluss an  die 3. Wiener 
Gespräche zur Reform der  deutschen 
Rechtsschreibung im November 1994 
führten Vertreter von Liechtenstein und 
Österreich Gespräche über  die in den 
beiden Ländern durchgeführten Bil­
dungsreformen im Hochschulbereich. 

Aufgrund dieser Reformen wurde er­
wägt, die bisherigen Abkommen in ein 
einziges zusammenzuführen und zu er­
gänzen. Ein erster Abkommensentwurf 
wurde bereits in Wien vorbesprochen. 
De r  Abkommensentwurf umfasst alle 
bisher geltenden Rechte d e r  bestehen­
den Abkommen und die erforderlichen 
Übergangsbestimmungen. 

Bau-Subventionen für Gemeinden aufgeteilt 
Insgesamt 12,5 Millionen Franken an Subventionen für 1995 bewilligt 

(pafl) - Für 1995 hat der Landtag einen 
Subventions-Kredit von 12,5 Mio. fran­
ken für die Bauvorhaben der Gemeinden 
bewilligt. Die Regierung hat nun die von 
der Finanzkontrolle vorgeschlagene Ver­
teilung des Subventions-Kredites an die 
Gemeinden genehmigt. 

Nach vorgeschlagenem Zuteilungs­
schlüssel sollen von den 12.5 Mio. Fran­
ken 3 Mio. unter den finanzschwächeren 
Gemeinden und 5 Mio. nach Einwohner­
zahl verteilt werden. Fr. 2 955 000.- wer­
den nach den eingereichten Subventions­
begehren aufgeteilt, Fr. 584 000.- entfal­
len auf Sonderzuteilungen und mit Fr. 
961OOO- werden die Rückstände aus 
dem Budget 1993 zur Hälfte getilgt. Die 
Subventionsbegehren der  Gemeinden 
werden von einigen grösseren Hochbau­

vorhaben beeinflusst, die 39 % der Ge­
samtbegehren ausmachen. Dazu gehören 
unter anderem de r  Neubau der Primar­
schule Äule und die Renovation von Saal 
und Foyer in Vaduz, das Pfarrhaus und 
das Pfarrgebäude in Schaan, die Renova­
tion der Primarschule in Nendeln und die 
Renovation des Pfarrstalls in Gamprin. 

Die von den  Gemeinden eingereichten 
Subventionsbegehreri für 1995 beliefen 
sich auf total 16 Mio. Franken. Demge­
genüber hat de r  Landtag einen Subven­
tionskredit von 12,5 Mio. Franken bewil­
ligt, der damit unverändert auf dem Vor­
jahresstand belassen wurde. Mit der  Sta­
bilisierung der Subventionskredite soll 
eine kontinuierliche Investitionstätigkeit 
von Land und Gemeinden erreicht wer­
den.  

Preise trotz Mehrwersteuer noch nicht aus dem Ruder 
Jahres teuerung im Januar mit 1,0 Prozent leicht unter den Prognosen der Ökonomen 

Bern/Zürich (AP) Die Preise sind in 
der Schweiz im Januar erwartungs-
gemäss angestiegen, doch lassen sich auf­
grund der Statistik noch keine überrisse-
nen Überwälzungen der Mehrwertsteuer 
nachweisen. Mit 1,0 Prozent Jahresteue­
rung und 0,7 Prozent Monatsteuerung 
blieb der Anstieg leicht unter den Erwar­
tungen. 

Nach Mitteilung des Bundesamts für 
Statistik (BFS) vom Donnerstag sind 
etwa zwei Drittel der Monatsteuerung 
auf die Mehrwertsteuer zurückzuführen. 
Das auf 0,6 Prozent geschätzte Teue­
rungspotential aufgrund des System­
wechsels bei de r  Umsatzsteuer wurde je­
doch nur zu drei Vierteln ausgeschöpft. 
Bei den  Nahrungsmitteln, im Privatver­
kehr und in de r  Telekommunikation sei 
die erhöhte Steuerbelastung nur  teilwei­
se au f  die Preise Uberwälzt worden. Weit­
gehend vollzogen ist der steuerbedingte 

Preisaufschlag laut BFS hingegen in den  
Bereichen Energie, Medikamente, öf­
fentlicher Verkehr sowie bei de r  Radio-
und Fernsehkonzession. 

Im Vergleich zum Dezember stiegen 
die Monatsteuerung von null a u f  0,7 Pro­
zent und die Jahresteuerung von 0,4 auf 
1,0 Prozent an. Der  Preisauftrieb war im 
Januar weitgehend hausgemacht. Neben 
de r  Mehwertsteuer trugen auch saisona­
le Preisaufschläge, zum Beispiel bei 
Früchten, zum Indexanstieg auf 101,5 
Punkte bei. 

Weil nicht alle Warengruppen im Janu­
ar  neu erhoben wurden, werden die 
mehrwertsteuerbedingten Teuerungsfol­
gen zum Teil erst in den nächsten Mona­
ten sichtbar. Die Leistungen der Coiffeu-
re und des Gastgewerbes sind zum Bei­
spiel im Januar-Index noch nicht berück­
sichtigt. Für Februar rechnet das Bun­
desamt für Statistik mit einem stärkeren 
Teuerungsschub: allein das steuerbeding­

te Teuerungspotential wird auf 0,8 Pro­
zent beziffert. 

Obwohl die Januarzahlen u m  0,1 bis 
0,2 Prozentpunkte unter den Prognosen 
der Grossbankenökonomen lagen, gaben 
sich Experten in einer AP-Umfrage 
zurückhaltend. Eine gültige Beurteilung 
der  Folgen der Mehrwertsteuer auf die 
Teuerung sei erst im April möglich. So­
wohl die Schweizerische Nationalbank 
wie auch Preisüberwacher Joseph Deiss 
wollen deshalb weiterhin wachsam blei­
ben. «Monsieur Prix» bemängelte unter 
anderem, dass bei den Medikamenten 
eine Tarifrunde nach planwirtschaft­
lichem Modell durchgezogen worden sei. 
Die Fachleute räumten jedoch ein, dass 
die Momentaufnahme im Januar keine 
negative Überraschung gebracht habe. 
Die Chancen, dass die Einführung der  
Mehrwertsteuer einen einamligen Preis­
anstieg von rund 1,5 Prozent auslösen 
werde, seien intakt. 
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